
Entschließung der 63. Konferenz
der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder
vom 07.03. - 08.03.2002 zu

Umgang mit personenbezogenen Daten bei Anbietern
von Tele-, Medien- und Telekommunikationsdiensten

Mit der rasch wachsenden Nutzung des Internet kommt dem datenschutzgerechten Umgang
mit den dabei anfallenden Daten der Nutzerinnen und Nutzer immer größere Bedeutung zu.
Die Datenschutzbeauftragten haben bereits in der Vergangenheit (Entschließung der 59.
Konferenz "Für eine freie Telekommunikation in einer freien Gesellschaft") darauf
hingewiesen, dass das Telekommunikationsgeheimnis eine unabdingbare Voraussetzung für
eine freiheitliche demokratische Kommunikationsgesellschaft ist. Seine Geltung erstreckt
sich auch auf Multimedia- und E-Mail-Dienste.

Die Datenschutzbeauftragten betonen, dass das von ihnen geforderte in sich schlüssige
System von Regelungen staatlicher Eingriffe in das Kommunikationsverhalten, das dem
besonderen Gewicht des Grundrechts auf unbeobachtete Telekommunikation unter
Beachtung der legitimen staatlichen Sicherheitsinteressen Rechnung trägt, nach wie vor
fehlt. Die Strafprozessordnung (und seit dem 01.01.2002 das Recht der Nachrichtendienste)
enthält ausreichende Befugnisse, um den Strafverfolgungsbehörden (und den
Nachrichtendiensten) im Einzelfall den Zugriff auf bei den Anbietern vorhandene
personenbezogene Daten zu ermöglichen. Für eine zusätzliche Erweiterung dieser
Regelungen z.B. hin zu einer Pflicht zur Vorratsdatenspeicherung besteht nicht nur kein
Bedarf, sondern eine solche Pflicht würde dem Grundrecht auf unbeobachtete
Kommunikation nicht gerecht, weil damit jede Handlung (jeder Mausklick) im Netz staatlicher
Beobachtung unterworfen würde.

In keinem Fall sind Anbieter von Tele-, Medien- und Telekommunikationsdiensten berechtigt
oder verpflichtet, generell Daten über ihre Nutzerinnen und Nutzer auf Vorrat zu erheben, zu
speichern oder herauszugeben, die sie zu keinem Zeitpunkt für eigene Zwecke (Herstellung
der Verbindung, Abrechnung) benötigen. Sie können nur im Einzelfall berechtigt sein oder
verpflichtet werden, bei Vorliegen ausdrücklicher gesetzlicher Voraussetzungen
Nachrichteninhalte, Verbindungsdaten und bestimmte Daten (Nutzungsdaten), die sie
ursprünglich für eigene Zwecke benötigt haben und nach den Bestimmungen des
Multimedia-Datenschutzrechts löschen müssten, den Strafverfolgungsbehörden (oder
Nachrichtendiensten) zu übermitteln.


